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ERKENNTNIS

 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. R. Engel als Vorsitzenden und den Richter Mag. H. Leitner als Beisitzer

im Beisein der Schriftführerin Fr. Mayer über die Beschwerde der A.L., StA. Armenien, gegen den Bescheid des

Bundesasylamtes vom 09.01.2009, FZ. 08 05.008-BAT, in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

 

Die Beschwerde wird gemäß §§ 3, 8 Abs 1 Z 1, 10 Abs 1 Z 2 AsylG 2005 BGBl I 2005/100 idF BGBl I 2008/4 als

unbegründet abgewiesen.

Text

Entscheidungsgründe:

 

1. Die Beschwerdeführerin, ihren Angaben nach eine der jesidischen Minderheit zughörige Staatsangehörige von

Armenien, reiste am 09.06.2008 illegal in das österreichische Bundesgebiet ein und stellte am selben Tag einen Antrag

auf internationalen Schutz iSd § 2 Abs 1 Z 13 AsylG.

 

2. Bei der am selben Tag erfolgten Erstbefragung sowie bei niederschriftlichen Einvernahmen am 12.06.2008 sowie

29.07.2008 brachte die Beschwerdeführerin - aufgrund ihrer damaligen Minderjährigkeit in Anwesenheit einer

Rechtsberaterin - als Begründung für das Verlassen ihres Herkunftsstaates im Wesentlichen vor, ihre Eltern nicht zu

kennen, sondern bei ihrem Großvater aufgewachsen zu sein.

 

Bereits bei ihrer Geburt sei sie verlobt worden und beEnde sich ihr Verlobter seit rund zweieinhalb Jahren in

Österreich. Ihr Verlobter habe eine verfeindete Familie, welche am 01.03.2008 versucht habe, die Beschwerdeführerin

am Nachhauseweg von der Schule zu entführen. Die von ihren Freundinnen verständigte Polizei habe sie jedoch

befreit und die Entführer - drei Männer - festgenommen.
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Ihr - während ihres Aufenthalts in Österreich verstorbener - Großvater sowie der Großvater ihres Verlobten hätten

daraufhin beschlossen, sie nach Österreich zu schicken.

 

Für den Fall ihrer Rückkehr würden ihr die Männer neuerlich Schaden zufügen.

 

3. Am 12.08.2008 erstattete die Rechtsberaterin der Beschwerdeführerin eine Stellungnahme zu den Länderberichten.

 

4. In der Folge richtete die Erstbehörde eine Anfrage an die österreichische Botschaft in Armenien, deren

Beantwortung der (zwischenzeitig volljährig gewordenen) Beschwerdeführerin im Rahmen einer weiteren

niederschriftlichen Einvernahme am 16.12.2008 vorgehalten wurde, wobei jene dabei blieb, die Wahrheit gesagt zu

haben.

 

5. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 09.01.2009 wurde der Antrag der Beschwerdeführerin auf internationalen

Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemäß § 3 Abs 1 AsylG 2005 abgewiesen

(Spruchpunkt I.). Weiters wurde gemäß § 8 Abs 1 AsylG der Antrag der Beschwerdeführerin auf internationalen Schutz

bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Armenien

abgewiesen (Spruchpunkt II.) und die Beschwerdeführerin gemäß § 10 Abs 1 AsylG aus dem österreichischen

Bundesgebiet nach Armenien ausgewiesen (Spruchpunkt III.).

 

Nach Wiedergabe der niederschriftlichen Einvernahmen traf die Erstbehörde zum Herkunftsstaat der

Beschwerdeführerin Feststellungen zu den Themen Allgemeines, Menschenrechte, Minderheiten, Mischehen,

Rechtsschutz, Polizeigewalt/Korruption, Soziale Gruppen sowie Rückkehrfragen.

 

Im Rahmen der Beweiswürdigung gelangte die Erstbehörde zum Ergebnis, das die Angaben der Beschwerdeführerin zu

ihrer Person, ihrem persönlichen Umfeld sowie zu ihrem Fluchtgrund gänzlich unglaubwürdig seien, zumal sich

aufgrund der Botschaftsanfrage ergeben habe, dass die Beschwerdeführerin in dem von ihr angegebenen Heimatdorf

nicht bekannt sei und auch der von ihr genannte Vorfall nicht bestätigt werden konnte.

 

Daher habe kein Asyl gewährt werden können. Selbst wenn man die vorgebrachte versuchte Entführung für wahr

unterstellen würde, so sei diese von der Polizei vereitelt worden. Überdies fehle es am Zusammenhang mit einem

Konventionsgrund.

 

Hinsichtlich Spruchpunkt II. wurde im Wesentlichen argumentiert, dass sich aus dem Vorbringen und der allgemeinen

Lage keine reale Gefahr einer Verletzung der hier maßgeblichen Rechtsgüter ergebe.

 

Spruchpunkt III. begründete die Erstbehörde damit, dass aufgrund der gänzlichen Unglaubwürdigkeit der

Beschwerdeführerin auch deren "Verlobung" in Frage gestellt werde. Selbst wenn man ihr diesbezüglich Glauben

schenken würde, wäre die Beschwerdeführerin über einen Zeitraum von fünf Jahren von ihrem Verlobten getrennt

gewesen, weshalb noch kein schützenswertes Familienleben vorliege. Überdies sei ein EingriL in das Privat- und

Familienleben aufgrund einer Interessensabwägung zulässig.

 

6. Gegen diesen Bescheid erhob die Beschwerdeführerin durch eine von ihr bevollmächtigte Mitarbeiterin der Caritas

mit Schriftsatz vom 23.01.2009 fristgerecht Beschwerde. In dieser wurde eine Beschwerdeergänzung angekündigt,

welche mit Schriftsatz vom 28.01.2009 erstattet wurde.
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II. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

 

1. Beweis wurde erhoben durch den Inhalt des vorliegenden Verwaltungsaktes.

 

2. Die belangte Behörde legte im Rahmen der Beweiswürdigung dar, dass es der Beschwerdeführerin nicht gelungen

sei, ihr ausreisekausales Vorbringen glaubhaft zu machen, weil dieses in seinen wesentlichen Punkten durch das

Ergebnis der Botschaftsanfrage widerlegt worden sei.

 

So seien weder die Beschwerdeführerin noch ihr Großvater in dem von ihr genannten Dorf bekannt und lebe kein

anderes Mitglied ihrer Familie an der genannten Adresse. Auch sei der von der Beschwerdeführerin namentlich

genannte Schuldirektor nicht der Leiter der dortigen Schule.

 

Ebenso habe der von der Beschwerdeführerin geschilderte fluchtauslösende Vorfall ihrer versuchten Entführung durch

den Vertrauensanwalt der österreichischen Botschaft nicht verifiziert werden können.

 

Die von der Erstbehörde vorgenommene Beweiswürdigung ist im Sinne der allgemeinen Denklogik und der

Denkgesetze in sich schlüssig und stimmig. Sie steht auch im Einklang mit der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes,

wonach die Behörde einen Sachverhalt grundsätzlich nur dann als glaubwürdig anerkennen, wenn der Asylwerber

während des Verfahrens im Wesentlichen gleich bleibende Angaben macht, wenn diese Angaben wahrscheinlich und

damit einleuchtend erscheinen und wenn erst sehr spät gemachte Angaben nicht den Schluss aufdrängten, dass sie

nur der Asylerlangung um jeden Preis dienen sollten, der Wirklichkeit aber nicht entsprechen. Als glaubhaft könnten

Fluchtgründe im Allgemeinen nicht angesehen werden, wenn der Asylwerber die nach seiner Meinung einen

Asyltatbestand begründenden Tatsachen im Laufe des Verfahrens unterschiedlich oder sogar widersprüchlich darstellt,

wenn seine Angaben mit den der Erfahrung entsprechenden Geschehnisabläufen nicht vereinbar und daher

unwahrscheinlich erscheinen oder wenn er maßgebliche Tatsachen erst sehr spät im Laufe des Asylverfahrens

vorbringt (VwGH 6.3.1996, 95/20/0650).

 

Die freie Beweiswürdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer

Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, führt. Der

Verwaltungsgerichtshof führt dazu präzisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswürdigung nur dann als

erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere

Anhaltspunkte für eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,

Handbuch des österreichischen Verwaltungsverfahrens,

5. AuMage, § 45 AVG, E 50, Seite 305, führen beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom

29.02.1987, Zahl 13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prüfung aller für und wider vorgebrachten

Beweismittel gewonnene freie Überzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare andere

Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden

einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zugänglich ist, dem Richter ein

empirisch-historischer Beweis genügen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine höchste, ja auch eine

(nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Überzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begründen, (...)".

 

Aus Sicht des Asylgerichtshofes ist unter Heranziehung dieser, von der höchstgerichtlichen Judikatur festgelegten,

Prämissen für den Vorgang der freien Beweiswürdigung dem Bundesasylamt nicht entgegenzutreten, wenn es das

ausreisekausale Vorbringen im Ergebnis als nicht glaubhaft qualiEziert. Der Asylgerichtshof schließt sich diesen

beweiswürdigenden Argumenten an.
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Im Übrigen wird die Beweiswürdigung der Erstbehörde in der Beschwerde auch nicht substantiiert bekämpft, weshalb

der Asylgerichtshof nicht veranlasst war, das Ermittlungsverfahren zu wiederholen bzw. zu ergänzen (vgl. zB. VwGH

20.1.1993, 92/01/0950; 14.12.1995, 95/19/1046; 30.1.2000, 2000/20/0356; 23.11.2006, 2005/20/0551 ua.).

 

Wenn die Beschwerdeführerin ihren richtigen Heimatort festhält und angibt, Straßennummer und Hausnummer

vertauscht zu haben, so ist ihr zunächst zu entgegnen, dass in der Beantwortung der Botschaftsanfrage ohnedies der

richtige Heimatort angenommen wurde, sie in diesem jedoch nicht bekannt ist.

 

Überdies hat die Beschwerdeführerin ohnedies die Straßen- und die Hausnummer so angegeben, wie sie dies in der

Beschwerde tut (nämlich Straße 2, Haus 10; vgl. AS 67), und wurde dies auch so - wenngleich etwas missverständlich

formuliert ("Dorf T. 2., Str. Nr. 10"- vgl AS 141) - in die Botschaftsanfrage aufgenommen.

 

Nachdem im Heimatdorf der Beschwerdeführerin laut ihren eigenen Angaben lediglich rund 50 Familien leben, ist

unabhängig von Straßen- bzw. Hausnummer davon auszugehen, dass die Beschwerdeführerin und auch ihr Großvater

unter diesen allenfalls einigen hundert Bewohnern bekannt sein müssten, was aber weder beim Bürgermeisters noch

bei anderen Bewohnern der Fall war.

 

Die von der Erstbehörde vorgenommene Beweiswürdigung, dass die Identität der Beschwerdeführerin nicht geklärt

sei, ist daher nicht zu beanstanden.

 

Nachdem nicht einmal die Identität der Beschwerdeführerin feststeht, also ob sie überhaupt diejenige Person ist, die

sie zu sein vorgegeben hat, ist es auch zutreLend, wenn dem darauf aufbauenden Fluchtvorbringen, welches ja die

Existenz einer Person voraussetzt, ebenfalls kein Glauben geschenkt wird. Mit anderen Worten: Wenn nicht einmal

feststeht (bzw. wie gegenständlich sogar falsiEziert wurde), ob die Person diejenige ist, die sie vorgibt zu sein, dann

kann auch das von dieser Person angeblich Erlebte nicht festgestellt werden.

 

Was den Umstand betriLt, ob die Beschwerdeführerin Jesidin ist, so hat sie zum einen keine daraus resultierende

Verfolgung geltend gemacht und wäre zum anderen daraus - wie unten noch aufgezeigt werden wird - für die

Beschwerdeführerin ohnedies auch nichts zu gewinnen.

 

Ebenso wenig wurde den vom Bundesasylamt herangezogenen Berichten zur Situation im Herkunftsstaat der

Beschwerdeführerin in der Beschwerde entgegen getreten. Eine maßgebliche Änderung der entscheidungsrelevanten

Lage in Armenien ist weder notorisch noch entspricht dies dem Amtswissen, weshalb die dargestellte Situation - sofern

sie entscheidungsrelevant ist - noch als aktuell anzusehen ist.

 

Im Ergebnis ist es der Beschwerdeführerin mit der Beschwerde weder gelungen, eine wesentliche Unschlüssigkeit der

erstinstanzlichen Beweiswürdigung aufzuzeigen, noch ist sie dieser im Rahmen der Anfechtungsbegründung

entgegengetreten.

 

3. Gemäß § 61 (1) AsylG 2005 BGBl I Nr. 100/2005 idF BGBl I Nr. 4/2008 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten

oder, soweit dies in Abs. 3 vorgesehen ist, durch Einzelrichter über

 

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und
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2. [.....]

 

(2) [.....]

 

(3) Der Asylgerichtshof entscheidet durch Einzelrichter über Beschwerden gegen

 

1. zurückweisende Bescheide

 

[......]

 

2. die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung.

 

(4) Über die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde entscheidet der für die Behandlung der

Beschwerde zuständige Einzelrichter oder Senatsvorsitzende.

 

Gegenständlicher Antrag auf internationalen Schutz wurde nach Inkrafttreten des AsylG 2005 BGBl I 2005/100 gestellt,

weshalb sich die Anwendung dieses Gesetzes nach Maßgabe der Fassung von BGBl I 2008/4 zum Zeitpunkt dieser

Entscheidung ergibt.

 

Soweit sich aus AsylG 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100, nicht anderes ergibt, sind auf das Verfahren vor dem

Asylgerichtshof gemäß § 23 Abs 1 Asylgerichtshofgesetz (AsylGHG) die Bestimmungen des Allgemeinen

Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle

des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

 

Gemäß § 66 Abs 4 AVG idgF hat der Asylgerichtshof [Berufungsbehörde], sofern die Beschwerde [Berufung] nicht als

unzulässig oder verspätet zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er [sie] ist berechtigt, sowohl

im Spruch als auch hinsichtlich der Begründung (§ 60) seine [ihre] Anschauung an die Stelle jener der Unterbehörde zu

setzen und demgemäß den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern.

 

3.1. Zu Spruchpunkt I.:

 

3.1.1. Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG hat die Behörde einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen

Schutz gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zuständigkeit eines anderen Staates

zurückzuweisen ist, den Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat

Verfolgung im Sinne des Art 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention droht.

 

Flüchtling im Sinne von Art 1 Abschnitt A Z 2 der GFK ist eine Person, die aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der

Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen

Gesinnung verfolgt zu werden, sich außerhalb des Landes beEndet, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt und nicht in

der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder die sich
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als Staatenlose infolge solcher Ereignisse außerhalb des Landes beEndet, in welchem sie ihren gewöhnlichen

Aufenthalt hatte, und nicht dorthin zurückkehren kann oder wegen der erwähnten Befürchtungen nicht dorthin

zurückkehren will.

 

Verfolgung kann nur von einem Verfolger ausgehen. Verfolger können gemäß Art 6 Statusrichtlinie der Staat, den Staat

oder wesentliche Teile des Staatsgebiets beherrschende Parteien oder Organisationen oder andere Akteure sein, wenn

der Staat oder die das Staatsgebiet beherrschenden Parteien oder Organisationen nicht in der Lage oder nicht Willens

sind, Schutz vor Verfolgung zu gewähren.

 

Nach ständiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes müssen konkrete, den Asylwerber selbst betreLende

Umstände behauptet und bescheinigt werden, aus denen die von der zitierten Konventionsbestimmung geforderte

Furcht rechtlich ableitbar ist (vgl zB vom 8. 11. 1989, 89/01/0287 bis 0291 und vom 19. 9 1990, 90/01/0113). Der

Hinweis eines Asylwerbers auf einen allgemeinen Bericht genügt dafür ebenso wenig wie der Hinweis auf die

allgemeine Lage, zB. einer Volksgruppe, in seinem Herkunftsstaat (vgl VwGH 29. 11. 1989, 89/01/0362; 5. 12. 1990,

90/01/0202; 5. 6. 1991, 90/01/0198; 19. 9 1990, 90/01/0113).

 

Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der Genfer Konvention genannten Gründen haben und muss

ihrerseits Ursache dafür sein, dass sich die betreffende Person außerhalb ihres Heimatlandes befindet.

 

3.1.2. Im gegenständlichen Fall sind nach Ansicht des Asylgerichtshofes die dargestellten Voraussetzungen für die

Zuerkennung von Asyl, nämlich eine glaubhafte Verfolgungsgefahr im Herkunftsstaat aus einem in Art 1 Abschnitt A Z 2

der GFK angeführten Grund nicht gegeben.

 

Wie sich aus der Beweiswürdigung ergibt, ist es der Beschwerdeführerin nicht gelungen eine solche glaubhaft zu

machen, weshalb diese vorgetragenen Muchtkausalen Angaben des Asylwerbers gar nicht als Feststellung der

rechtlichen Beurteilung zugrunde gelegt werden und es ist auch deren Eignung zur Glaubhaftmachung

wohlbegründeter Furcht vor Verfolgung gar nicht näher zu beurteilen (vgl. VwGH 9.5.1996, Zl.95/20/0380).

 

Nachdem weder der Umstand, dass die Beschwerdeführerin verlobt sei, noch der, dass Feinde ihres Verlobten sie zu

entführen versucht hätten, festgestellt werden konnte, konnte naturgemäß kein Asyl gewährt werden.

 

Auch die allgemeine Lage ist in Armenien nicht dergestalt, dass sich konkret für die Beschwerdeführerin eine

begründete Furcht vor einer mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit drohenden asylrelevanten Verfolgung ergeben

würde.

 

3.1.3. Selbst wenn man das Vorbringen der Beschwerdeführerin rein hypothetisch der rechtlichen Beurteilung

zugrunde legen würde, käme man zu keinem anderen Ergebnis:

 

Die Beschwerdeführerin brachte vor, Opfer einer versuchten Entführung geworden zu sein, wobei die Täter aus einer

mit der Familie ihres Verlobten verfeindeten Familie stammen, es sich also um nichtstaatliche Organe handelt. Der

Entführungsversuch sei jedoch durch die Polizei vereitelt worden, welche auch die Täter festgenommen habe.

 

Eine asylrelevante Verfolgung kann im Lichte der Genfer Flüchtlingskonvention und der Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes zwar nicht nur dann angenommen werden, wenn die Verfolgungshandlungen vom
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Verfolgerstaat ausgehen, sondern auch dann, wenn die staatlichen Maßnahmen nicht im Ergebnis dazu führen, dass

der Eintritt eines asylrechtlich, relevante Intensität erreichenden Nachteils aus der von dritter Seite ausgehenden

Verfolgung nicht mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit abgewendet werden kann (vgl. hiezu etwa VwGH 30.06.2005,

Zahl 2002/20/0205; VwGH 01.09.2005, Zahl 2005/20/0357), was im letzteren Fall dann Relevanz zeitigen könnte, wenn

die staatlichen Behörden nicht "schutzwillig" oder "schutzfähig" gegenüber solchen - aus den in der Genfer

Flüchtlingskonvention genannten Gründen erfolgenden - Angriffen Dritter sind.

 

An der Schutzwilligkeit würde es dann fehlen, wenn der Staat nicht gewillt ist, von Privatpersonen (nichtstaatlichen

Akteuren) ausgehende Handlungen mit Verfolgungscharakter zu unterbinden, sofern diesen - würden sie von

staatlichen Organen gesetzt - Asylrelevanz zukommen sollte (vgl. hiezu etwa VwGH 23.07.1999, Zahl 99/20/0208; VwGH

21.09.2000, Zahl 2000/20/0226). Handelt es sich beim Vorgehen von Privatpersonen (nichtstaatlichen Akteuren)

lediglich um von den Konventionsgründen losgelöste "kriminelle Machenschaften", kommt diesen lediglich dann

Asylrelevanz zu, wenn die Verweigerung des staatlichen Schutzes selbst wiederum auf einem dieser Gründe beruht

(VwGH 11.12.1997, Zahl 96/20/0045; VwGH 24.06.1999, Zahl 98/20/0574; VwGH 13.11.2001, Zahl 2000/01/0098).

 

An der Schutzfähigkeit würde es dann mangeln, wenn nicht mit ausreichenden Chancen einer "präventiven

Verhinderung" der von dritter Seite ausgehenden Verfolgung seitens staatlicher Stellen gerechnet werden kann (vgl.

hiezu etwa VwGH 30.06.2005, Zahl 2002/20/0205; VwGH 01.09.2005, Zahl 2005/20/0357; VwGH 17.10.2006, Zahl

2006/20/0120).

 

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes muss - im Falle der Annahme einer Bedrohung durch

nichtstaatliche Akteure - staatlicher Schutz gegen die betreLenden ÜbergriLe gesucht worden sein oder ein solcher

Versuch von vornherein aussichtslos sein (VwGH 9.9.1993, 93/01/0338; 26.11.1993, 93/01/0108).

 

Nach der Judikatur des EGMR, H.L.R gegen Frankreich, Urteil vom 29.4.1997, ist es in erster Linie Aufgabe des

Antragstellers, konkret darzustellen bzw. glaubhaft zu machen, dass die staatlichen Autoritäten nicht in der Lage sind

ausreichend vor solchen Gefahren zu schützen.

 

Die VerpMichtung der Behörde zur amtswegigen ErmittlungspMicht geht nicht so weit, dass sie in jeder denkbaren

Richtung Ermittlungen durchzuführen hätte, sondern sie besteht nur insoweit, als konkrete Anhaltspunkte aus den

Akten (etwa das Vorbringen der Partei (VwSlg 13.227 A/1990) dazu Veranlassung geben (VwGH 4.4.2002,

2002/08/0221).

 

Wie bereits erwähnt ist der Entführungsversuch am 01.03.20008 seitens der armenischen Polizei vereitelt worden und

hat diese die mutmaßlichen Täter auch festgenommen. In der Folge lebte die Beschwerdeführerin noch bis zu ihrer

Ausreise im Anfang Juni 2008, also rund drei Monate, offenbar unbehelligt in ihrem Heimatland. Dass es - wie nunmehr

in der Beschwerdeschrift behauptet wird - seitens der Polizei zu keiner weiteren Befragung oder Vorgangsweise gegen

die Täter gekommen sei, ist somit unrichtig. Es kann daher auch nicht von einer mangelnden Schutzfähigkeit und/oder

Schutzwilligkeit des armenischen Staates gesprochen werden und hatte die Beschwerdeführerin auch Zugang zu den

Schutzeinrichtungen.

 

Aus diesem Grund spielt es auch keine Rolle, ob es sich bei dem AngriL um eine Art Blutrache oder ein sonstiges

Verbrechen handelte.

 

Auch die in der Beschwerdeschrift zutreLend zitierte Judikatur, wonach es für eine "wohlbegründete Furcht vor

Verfolgung" nicht erforderlich ist, dass bereits Verfolgungshandlungen gesetzt worden sind, sondern eine solche
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bereits dann anzunehmen ist , wenn solche Handlungen zu befürchten sind, ändert nichts an dieser Beurteilung,

zumal ja aufgrund der Schutzfähigkeit der armenischen Behörden eine Verfolgungsgefahr nicht zu prognostizieren ist.

 

Selbst bei Wahrunterstellung des Vorbringens der Beschwerdeführerin läge daher aufgrund ausreichender

Schutzmechanismen, zu denen die Beschwerdeführerin auch Zugang hat, eine wohlbegründete Furcht vor einer mit

maßgeblicher Wahrscheinlichkeit zu erwartenden asylrelevanten Verfolgung, unter Zugrundelegung eines objektiv-

subjektiven Maßstabes (VwGH 9.5.1996, Zl.95/20/0380), nicht vor.

 

3.1.4. Was die angebliche Zugehörigkeit der Beschwerdeführerin zur jesidischen Minderheit betriLt, so führte die

Erstbehörde aus, dass diese aufgrund der mangelnden Kenntnisse der Beschwerdeführerin dazu nicht glaubhaft sei

und daher der rechtlichen Beurteilung ebenfalls nicht zugrunde gelegt werden könne.

 

Selbst wenn die Beschwerdeführerin Jesidin sein sollte, so hat sie keine diesbezügliche Verfolgung vorgebracht.

 

In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, dass die Zugehörigkeit eines Asylwerbers zu einer ethnischen

oder religiösen Volksgruppe allein sowie deren schlechte allgemeine Situation nicht geeignet ist, eine Asylgewährung

zu rechtfertigen (vgl. VwGH 23.05.1995, 94/20/0816). Das Asylgesetz verlangt vielmehr die begründete Furcht vor einer

konkret gegen den Asylwerber selbst gerichteten Verfolgungshandlung aus den in der Genfer Flüchtlingskonvention

angeführten Gründen. Nachteile, welche auf die allgemeinen politischen, wirtschaftlichen oder sozialen

Lebensbedingungen in einem Staat zurückzuführen sind, und jeden treLen können, der dort lebt, stellen keine

Verfolgung im Sinne des Asylgesetzes dar.

 

3.1.5. Es war unter Berücksichtigung aller bekannten Umstände daher zu Recht kein Status eines Asylberechtigten zu

gewähren, die Entscheidung der Erstbehörde im Ergebnis zu bestätigen und die Beschwerde somit hinsichtlich

Spruchpunkt I. abzuweisen.

 

3.2. Zu Spruchpunkt II.:

 

3.2.1. Gemäß § 8 Abs 1 AsylG 2005 hat die Behörde einem Fremden den Status des subsidiär Schutzberechtigten

zuzuerkennen, wenn er in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die

Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird oder dem der Status des Asylberechtigten aberkannt

worden ist (Z1), wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat

eine "reale Gefahr" einer Verletzung von Art 2 EMRK (Recht auf Leben), Art 3 EMRK (Verbot der Folter oder

unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung) oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 (AbschaLung der

Todesstrafe) zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder

der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen KonMiktes mit

sich bringen würde. Die Entscheidung über die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten nach Abs 1

ist mit der abweisenden Entscheidung nach § 3 oder der Aberkennung nach § 7 zu verbinden (Abs 2 leg cit). Anträge auf

internationalen Schutz sind bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abzuweisen, wenn

eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11) offen steht.

 

Unter "realer Gefahr" ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegründete Gefahr möglicher

Konsequenzen für den BetroLenen im Zielstaat zu verstehen (vgl. VwGH 99/20/0573 v. 19.2.2004 mwN auf die

Judikatur des EGMR)
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§ 8 AsylG 2005 beschränkt den Prüfungsrahmen auf den "Herkunftsstaat" des Asylwerbers. Dies ist dahin gehend zu

verstehen, dass damit grds. derjenige Staat zu bezeichnen ist, hinsichtlich dessen auch die Flüchtlingseigenschaft des

Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prüfen ist (VwGH 22.4.1999, 98/20/0561; 20.5.1999, 98/20/0300). Kann

dieser nicht festgestellt werden, ist der Antrag auf internationalen Schutz bzgl. des Status des subsidiär

Schutzberechtigten abzuweisen (Abs 6 leg cit).

 

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, durch

staatliche Stellen zumindest gebilligten oder nicht eLektiv verhinderbaren Bedrohung der relevanten Rechtsgüter

glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden

betreLender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VwGH 26.6.1997, Zl.

95/18/1293, 17.7.1997, Zl. 97/18/0336). So auch der EGMR in stRsp, welcher anführt, dass es trotz allfälliger

Schwierigkeiten für den Antragsteller "Beweise" zu beschaLen, es dennoch ihm obliegt - so weit als möglich -

Informationen vorzulegen, die der Behörde eine Bewertung der von ihm behaupteten Gefahr im Falle einer

Abschiebung ermöglicht ( zB EGMR Said gg. die Niederlande, 5.7.2005).

 

3.2.2. Im gegenständlichen Fall ist es der Beschwerdeführerin nicht gelungen, ihre vorgebrachte Bedrohung bzw.

Verfolgungsgefahr im dargestellten Ausmaß glaubhaft zu machen, weshalb sich daraus auch kein zu

berücksichtigender Sachverhalt ergibt, der gemäß § 8 Abs 1 AsylG zur Unzulässigkeit der Abschiebung,

Zurückschiebung oder Zurückweisung in den Herkunftsstaat führen könnte.

 

3.2.3. Unter Berücksichtigung der individuellen Situation der Beschwerdeführerin ist festzuhalten, dass hinsichtlich der

Lebensbedingungen von einer lebensbedrohenden Notlage in ihrem Herkunftsstaat, welche bei einer Rückkehr die

reale Gefahr einer unmenschlichen Behandlung iSd Art 3 EMRK indizieren würde, aus Sicht des Asylgerichtshofes nicht

gesprochen werden kann.

 

Die Beschwerdeführerin ist eine junge, erwachsene Frau im Alter von 18 Jahren, die laut eigenen Angaben zumindest

neun Jahre die Schule besucht, wenngleich nicht abgeschlossen hat.

 

Sie hat zwar in der niederschriftlichen Einvernahme vom 19.07.2008 angegeben, seit einem Monat Herz- und

Kopfschmerzen zu haben und deswegen einen Arzt aufsuchen zu wollen, hat dies jedoch in der Folge weder

konkretisiert noch hat sie diesbezüglich medizinische Unterlagen vorgelegt. Nachdem sie sowohl in der genannten

Einvernahme als auch in derjenigen vom 16.12.2008 angegeben hat, physisch und psychisch in der Lage zu sein, die

Befragung zu absolvieren, geht der erkennende Senat davon aus, dass die Beschwerdeführerin keine

entscheidungsrelevanten Krankheiten aufweist.

 

Selbst wenn man entgegen den getroLenen Feststellungen davon ausginge, dass die Beschwerdeführerin nur ihren

Großvater gehabt hätte und dieser tatsächlich in der Zwischenzeit verstorben sei, wäre ihr es aufgrund ihres Alters und

ihrer Bildung zumutbar, durch eigene und notfalls auch wenig attraktive Arbeit oder durch Zuwendungen von dritter

Seite, zB Hilfsorganisationen - erforderlichenfalls unter Anbietung ihrer gegebenen Arbeitskraft als Gegenleistung -

jedenfalls auch nach Überwindung von Anfangsschwierigkeiten, beizutragen, um das zu ihrem Lebensunterhalt

unbedingt Notwendige erlangen zu können. Zu den regelmäßig zumutbaren Arbeiten gehören dabei auch Tätigkeiten,

für die es keine oder wenig Nachfrage auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gibt, die nicht überkommenen Berufsbildern

entsprechen, etwa weil sie keinerlei besondere Fähigkeiten erfordern und die nur zeitweise, etwa zur Deckung eines

kurzfristigen Bedarfs ausgeübt werden können, auch soweit diese Arbeiten im Bereich einer 'Schatten- oder

Nischenwirtschaft' stattfinden. Auf kriminelle Aktivitäten wird hiermit nicht verwiesen.
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Wenngleich Frauen in Armenien zu den am meistern von Armut betroLenen Gruppen zählen, so werden nach den

getroLenen Länderfeststellungen Rückkehrer in die Gesellschaft integriert, haben Zugang zu allen Berufsgruppen und

auch überdurchschnittliche Chancen, Arbeit zu finden.

 

Ergänzend ist anzuführen, dass gemäß § 67 AsylG 2005 zB. auch eine Enanzielle Rückkehrhilfe (über diese wird im

erstinstanzlichen Verfahren schon informiert) als Startkapital für die Fortsetzung des bisherigen Lebens in Armenien

gewährt werden kann. Im Rahmen der Rückkehrhilfe wird dabei der Neubeginn zu Hause unterstützt, Kontakt zu

Hilfsorganisationen im Heimatland vermittelt, Enanzielle Unterstützung geleistet und beim Zugang zu Wohn-,

Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeiten geholfen

(http://www.caritas.at/hilfe-einrichtungen/fluechtlinge/beratung-und-vertretung/rueckkehrhilfe/).

 

Laut den getroLenen Länderfeststellungen ist die Gas- und Stromversorgung gewährleistet und wird auch die

Wasserversorgung laufend verbessert. Ein breites Warenangebot ist vorhanden. Die Bevölkerung wird durch

umfangreiche ausländische Hilfsprogramme und humanitäre Organisationen unterstützt.

 

Der Asylgerichtshof verkennt dabei nicht, dass die wirtschaftliche Situation in Armenien schlechter ist als in den

Mitgliedstaaten der Europäischen Union bzw in Österreich, aus den Berichten geht aber keinesfalls hervor, dass sie

dergestalt wäre, dass das existentielle Überleben gefährdet wäre.

 

3.2.4. Auf Grund der Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ergibt sich somit kein "reales Risiko", dass es derzeit durch

die Rückführung der Beschwerdeführerin in ihren Herkunftsstaat zu einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art 3 EMRK oder

der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die

Abschaffung der Todesstrafe kommen würde.

 

Es kam im Verfahren nicht hervor, dass konkret für die Beschwerdeführerin im Falle einer Rückverbringung in seinen

Herkunftsstaat die reale Gefahr bestünde, als Zivilperson einer ernsthaften Bedrohung des Lebens oder der

Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen KonMikts ausgesetzt

zu sein.

 

3.2.5. Es war unter Berücksichtigung aller bekannten Umstände daher zu Recht kein Status eines subsidiär

Schutzberechtigten zu gewähren, die Entscheidung des Bundesaslyamtes im Ergebnis zu bestätigen und die

Beschwerde somit hinsichtlich Spruchpunkt II. abzuweisen.

 

3.3. Zu Spruchpunkt III.:

 

3.3.1. Gemäß § 10 Abs. 1 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu

verbinden, wenn

 

(...)

 

Z 2. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch

der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird.
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(...)

 

Gemäß § 10 Abs 2 AsylG ist eine Ausweisung nach Abs 1 leg cit unzulässig, wenn dem Fremden im Einzelfall ein nicht

auf dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt oder diese eine Verletzung von Art 8 EMRK darstellen

würde.

 

Der Gesetzgeber wollte durch diese - im Gegensatz zur fremdenpolizeilichen Ausweisung keinem Ermessen

zugängliche - zwingende asylrechtliche Ausweisung eine über die Dauer des Asylverfahrens hinausgehende

Aufenthaltsverfestigung von Asylwerber, die bloß auf Grund ihrer Asylantragstellung sich im Bundesgebiet aufhalten

durften, verhindern (vgl. VwGH 26.6.2007, 2007/01/0479).

 

Der gegenständliche Antrag auf internationalen Schutz war abzuweisen und auch der Status eines subsidiär

Schutzberechtigten war nicht zuzuerkennen. Ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht liegt zum

Zeitpunkt der Entscheidung nicht vor. Die Beschwerdeführerin hält sich daher nach Erlassung dieses Erkenntnisses

nicht mehr rechtmäßig im Bundesgebiet auf.

 

Bei Erlassung einer Ausweisung kann ein EingriL in das Recht auf Achtung des Privat- und/oder Familienleben

vorliegen (Art. 8 Abs 1 EMRK). Ein unverhältnismäßiger Eingriff würde eine Ausweisung unzulässig machen.

 

3.3.2. Das Recht auf Achtung des Familienlebens iSd Art. 8 EMRK schützt das Zusammenleben der Familie. Es umfasst

jedenfalls alle durch Blutsverwandtschaft, Eheschließung oder Adoption verbundenen Familienmitglieder, die eLektiv

zusammenleben; das Verhältnis zwischen Eltern und minderjährigen Kindern auch dann, wenn es kein

Zusammenleben gibt (EGMR Kroon, VfGH 28.06.2003, G 78/00).

 

Der BegriL des Familienlebens ist jedoch nicht nur auf Familien beschränkt, die sich auf eine Heirat gründen, sondern

schließt auch andere "de facto Beziehungen" ein; maßgebend ist beispielsweise das Zusammenleben eines Paares, die

Dauer der Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch gemeinsame Kinder oder auf andere Weise (EGMR

Marckx, EGMR 23.04.1997, X ua).

 

Ist von einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme die gesamte Familie betroLen, greift sie lediglich in das Privatleben

der Familienmitglieder und nicht auch in ihr Familienleben ein; auch dann, wenn sich einige Familienmitglieder der

Abschiebung durch Untertauchen entziehen (EGMR im Fall Cruz Varas gegen Schweden). In diesen Fällen ist nach der

Judikatur des EGMR der EingriL in das Privatleben gegebenenfalls separat zu prüfen (Chvosta, Die Ausweisung von

Asylwerbern und Art 8 MRK, ÖJZ 2007/74, 856 mwN).

 

3.3.3. Die gegenständliche Beschwerdeführerin hält sich seit Juni 2008, also zum Entscheidungszeitpunkt nicht einmal

neun Monate, in Österreich auf. Seit 04.11.2008 lebt sie im gemeinsamen Haushalt mit ihrem Verlobten, mit dem sie

bereits unmittelbar nach der Geburt verlobt worden sei und welcher bereits seit 2003 als Asylwerber in Österreich

aufhältig ist.

 

Nachdem somit nicht davon auszugehen ist, dass die Beschwerdeführerin und ihr gleichaltriger Verlobter bereits als

13jährige in Armenien ein gemeinsames Familienleben geführt haben, wurde die Beziehung zu einem Zeitpunkt

begründet, zu welchem sich die Beschwerdeführerin ihres unsicheren Aufenthaltsstatus als Asylwerberin bewusst sein

musste.
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Selbst wenn man bereits von einem gemeinsamen Familienleben der Beschwerdeführerin und ihres Verlobten bereits

in Armenien ausgehen sollte, war die Lebensgemeinschaft jedenfalls seitdem der Verlobte in Österreich im Jahr 2003

einen Asylantrag gestellt hatte, unterbrochen. Es kann daher kaum von einer Fortsetzung eines bereits im

Herkunftsstaat bestehenden Familienlebens gesprochen werden.

 

Zusammengefasst ist daher davon auszugehen, dass aufgrund der kurzen Dauer des Zusammenlebens kein

schützenswertes Familienleben der Beschwerdeführerin in Österreich vorliegt. Hinzu kommt überdies, dass der

Verlobte der Beschwerdeführerin als Asylwerber ebenfalls nicht zum dauernden Aufenthalt in Österreich berechtigt ist.

 

3.3.4. Nach der Rechtssprechung des EGMR (vgl. aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00)

garantiert die Konvention Fremden kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem Staat. Unter gewissen Umständen

können von den Staaten getroLene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (zB. eine

Ausweisungsentscheidung) aber in das Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein

Fremder den größten Teil seines Lebens in dem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u. a. gg. Lettland) oder

besonders ausgeprägte soziale oder wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum

eigentlichen Herkunftsstaat an Intensität deutlich übersteigen (vgl. dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr.

34374/97; ebenso die Rsp. des Verfassungsgerichtshofes; vgl. dazu VfSlg 10.737/1985; VfSlg 13.660/1993).

 

3.3.5. Wie bereits ausgeführt, hält sich die Beschwerdeführerin erst seit knapp neun Monaten in Österreich auf.

 

Bereits aufgrund dieser relativ kurzen Aufenthaltsdauer kann noch nicht vom Vorliegen eines relevanten Privatlebens

ausgegangen werden, sodass es diesbezüglich (und auch bezüglich des Familienlebens) auch keiner Abwägung gemäß

Art 8 Abs 2 EMRK bedarf.

 

3.3.6. Selbst wenn man dennoch vom Vorliegen eines Privat- und/oder Familienlebens der Beschwerdeführerin in

Österreich ausgehen würde, käme man ihm Rahmen einer Abwägung zwischen den öLentlichen Interessen im

Verhältnis zu den privaten Interessen der Beschwerdeführerin iSd Art 8 Abs 2 EMRK zu keinem anderen Ergebnis.

 

Art 8 Abs 2 EMRK lautet:

 

"Der EingriL einer öLentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts ist nur statthaft, insoweit dieser EingriL

gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale

Sicherheit, die öLentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und

zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte

und Freiheiten anderer notwendig ist."

 

Hinsichtlich der Abwägung der öLentlichen Interessen mit jenen des Beschwerdeführers ist der

Verfassungsgerichtshof der AuLassung, dass Asylwerber und sonstige Fremde nicht schlechthin gleichzusetzen sind.

Asylwerber hätten idR ohne Geltendmachung von Asylgründen keine rechtliche Möglichkeit, legal nach Österreich

einzureisen. Soweit die Einreise nicht ohnehin unter Umgehung der Grenzkontrolle oder mit einem Touristenvisum

stattgefunden hat, ist Asylwerbern der Aufenthalt bloß erlaubt, weil sie einen Asylantrag gestellt und Asylgründe

geltend gemacht haben. Sie dürfen zwar bis zur Erlassung einer durchsetzbaren Entscheidung weder zurückgewiesen,

zurückgeschoben noch abgeschoben werden, ein über diesen faktischen Abschiebeschutz hinausgehendes

Aufenthaltsrecht erlangen Asylwerber jedoch lediglich bei Zulassung ihres Asylverfahrens sowie bis zum

rechtskräftigen Abschluss oder bis zur Einstellung des Verfahrens. Der Gesetzgeber beabsichtigt durch die zwingend

vorgesehene Ausweisung von Asylwerbern eine über die Dauer des Asylverfahrens hinausgehende



Aufenthaltsverfestigung im Inland von Personen, die sich bisher bloß auf Grund ihrer Asylantragstellung im Inland

aufhalten durften, zu verhindern. Es kann dem Gesetzgeber nicht entgegen getreten werden, wenn er auf Grund

dieser Besonderheit Asylwerber und andere Fremde unterschiedlich behandelt (VfGH 17. 3. 2005, G 78/04 ua).

 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat fallbezogen unterschiedliche Kriterien (vgl. dazu

insbesondere VfGH B 328/07) herausgearbeitet, die bei einer solchen Interessenabwägung zu beachten sind und als

Ergebnis einer Gesamtbetrachtung dazu führen können, dass Art 8 EMRK einer Ausweisung entgegensteht:

 

Er hat etwa die Aufenthaltsdauer, die vom EGMR an keine Exen zeitlichen Vorgaben geknüpft wird (EGMR 31.1.2006,

Fall Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Appl. 50.435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562; 16.9.2004, Fall Ghiban,

Appl. 11.103/03, NVwZ 2005, 1046), das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.5.1985, Fall Abdulaziz

ua., Appl. 9214/80, 9473/81, 9474/81, EuGRZ 1985, 567;

20.6.2002, Fall Al-Nashif, Appl. 50.963/99, ÖJZ 2003, 344;

22.4.1997, Fall X, Y und Z, Appl. 21.830/93, ÖJZ 1998, 271) und dessen Intensität (EGMR 2.8.2001, Fall Boultif, Appl.

54.273/00), die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven

Bindungen zu Verwandten und Freunden, der Selbsterhaltungsfähigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung,

der Teilnahme am sozialen Leben, der Beschäftigung und ähnlichen Umständen manifestiert (vgl. EGMR 4.10.2001, Fall

Adam, Appl. 43.359/98, EuGRZ 2002, 582; 9.10.2003, Fall Slivenko, Appl. 48.321/99, EuGRZ 2006, 560; 16.6.2005, Fall

Sisojeva, Appl. 60.654/00, EuGRZ 2006, 554; vgl. auch VwGH 5.7.2005, 2004/21/0124;

11.10.2005, 2002/21/0124), die Bindungen zum Heimatstaat, die strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch

Verstöße gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse der öLentlichen Ordnung (vgl. zB EGMR 24.11.1998, Fall

Mitchell, Appl. 40.447/98; 11.4.2006, Fall Useinov, Appl. 61.292/00) für maßgeblich erachtet.

 

Auch die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres

unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst sein mussten - was bei einem bloß vorläuEgen Aufenthaltsrecht während des

Asylverfahrens jedenfalls als gegeben angenommen werden kann (vgl. Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und

Art 8 MRK, ÖJZ 2007/74, 857 mwN ) -, ist bei der Abwägung in Betracht zu ziehen (EGMR 24.11.1998, Fall Mitchell, Appl.

40.447/98; 5.9.2000, Fall Solomon, Appl. 44.328/98; 31.1.2006, Fall Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Appl. 50.435/99,

ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562). Der Asylwerber kann während seines Asylverfahrens nicht darauf vertrauen, dass

ein in dieser Zeit entstehendes Privat- bzw. Familienleben auch nach der Erledigung seines Asylantrages fortgesetzt

werden kann. Die Rechte aus der GFK dürfen nicht dazu dienen, die Einwanderungsregeln zu umgehen (ÖJZ 2007/74,

Peter Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Art 8 EMRK, S 857 mwN).

 

Das Gewicht einer aus dem langjährigen Aufenthalt in Österreich abzuleitenden Integration ist weiters dann

gemindert, wenn dieser Aufenthalt lediglich auf einen unberechtigten Asylantrag zurückzuführen ist (VwGH 26.6.2007,

2007/01/0479 mwN). Beruht der bisherige Aufenthalt auf rechtsmissbräuchlichem Verhalten (insbesondere bei

Vortäuschung eines Asylgrundes [vgl VwGH 2.10.1996, 95/21/0169]), relativiert dies die ableitbaren Interessen des

Asylwerbers wesentlich [vgl. die Erkenntnisse vom 28. Juni 2007, Zl. 2006/21/0114, und vom 30. August 2007, Zl.

2006/21/0246] (VwGH 20.12.2007, 2006/21/0168).

 

Bei der Abwägung der Interessen ist auch zu berücksichtigen, dass es der beschwerdeführenden Partei bei der

asylrechtlichen Ausweisung nicht verwehrt ist, bei Erfüllung der allgemeinen aufenthaltsrechtlichen Regelungen des

FPG bzw. NAG wieder in das Bundesgebiet zurückzukehren (vgl. ÖJZ 2007/74, Peter Chvosta, Die Ausweisung von

Asylwerbern und Art 8 EMRK, S 861, mwN). Es wird dadurch nur jener Zustand hergestellt der bestünde, wenn sie sich

rechtmäßig (hinsichtlich der Zuwanderung) verhalten hätten und wird dadurch lediglich anderen Fremden

gleichgestellt, welche ebenfalls gemäß dem Auslandsantragsstellungsgrundsatz ihren Antrag gem. FPG bzw. NAG vom

Ausland aus stellen müssen und die Entscheidung der zuständigen österreichischen Behörde dort abzuwarten haben.
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3.3.7. Im vorliegenden Fall beEndet sich die Beschwerdeführerin erst seit rund neun Monaten in Österreich. Ihr

allfälliges Familienund/oder Privatleben ist jedenfalls zu einem Zeitpunkt entstanden, als sie sich ihres unsicheren

Aufenthalts bewusst sein musste, welcher sich - wie sich zeigte - überdies lediglich auf einen unberechtigten Asylantrag

stütze.

 

In diesem Zusammenhang ist auf zwei aktuelle Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte

(EGMR) zu verweisen:

 

In der Entscheidung vom 8.4.2008, zum Privatleben einer Asylwerberin, Fall NNYANZI gg. das Vereinigte Königreich,

erachtete es der EGMR zum Fall einer Asylwerberin, deren Verfahren insgesamt bereits rund 10 Jahre dauerte - die

Beschwerdeführerin hatte in dieser Zeit einen Beruf erlernt, beteiligte sich an der Kirchengemeinschaft, hatte Freunde,

darunter eine Beziehung zu einem Mann - nicht als notwendig zu entscheiden, ob die Beziehungen, welche die BF

während ihres beinahe zehnjährigen Aufenthalts im Vereinigten Königreich begründet hat, Privatleben iSv Art. 8 EMRK

darzustellen geeignet ist. Selbst unter der Annahme, dass dem so wäre, sei die in Aussicht genommene Abschiebung

nach Uganda gesetzlich vorgesehen und durch ein legitimes Ziel motiviert, nämlich die "Aufrechterhaltung und

Stärkung der Einwanderungskontrolle". Jedes von der BF während ihres Aufenthalts im Vereinigten Königreich

etablierte Privatleben würde ihre Abschiebung bei einer Abwägung gegen das legitime öLentliche Interesse an einer

wirksamen Einwanderungskontrolle nicht zu einem unverhältnismäßigen EingriL machen. Anders als im Fall Üner/NL

sei die BF im vorliegenden Fall kein niedergelassener Einwanderer. Ihr wäre nie ein Bleiberecht im belangten Staat

erteilt worden. Ihr Aufenthalt im Vereinigten Königreich während der Anhängigkeit ihrer verschiedenen Asylanträge

und Menschenrechtsbeschwerden sei immer prekär gewesen und ihre Abschiebung aufgrund der Abweisung dieser

Anträge werde durch eine behauptete Verzögerung ihrer Erledigung durch die Behörden nicht unverhältnismäßig. Die

Abschiebung der BF nach Uganda würde daher keine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen.

 

In der Entscheidung des EGMR vom 31.7.2008, zum Recht auf Familienleben eines Asylwerbers, Fall Darren Omoregie

u.a. gg. Norwegen, hatte ein nigerianischer Staatsangehöriger nach der Flucht aus seinem Herkunftsstaat am 25.8.2001

in Norwegen einen Asylantrag gestellt. Während des ungesicherten Aufenthaltes in Norwegen hat er eine norwegische

Staatsangehörige geehelicht und mit dieser ein Kind gezeugt. Ein Antrag auf Arbeitserlaubnis bzw.

Aufenthaltserlaubnis wurde abgewiesen und der BF zur Ausreise aufgefordert. Da er dieser AuLorderung nicht

nachkam wurde nach vorangegangener Ankündigung eine Ausweisung mit fünfjährigem Einreiseverbot verfügt. Nach

Entscheidung der Berufungsbehörde wurde er zur fristgerechten Ausreise angehalten und sein weiterer Aufenthalt

war nach Fristablauf daher unrechtmäßig. Der Gerichtshof stellte fest, dass die Aufenthaltsbeendigung legitimen Zielen

dient, nämlich der Aufrechterhaltung der Ordnung und der Verhinderung von Straftaten sowie dem wirtschaftlichen

Wohl des Landes. Der EGMR erachtete es jedenfalls als gegeben, dass der Beschwerdeführer in Norwegen ein

relevantes Familienleben iSd Art 8 EMRK führen würde. Die Aufenthaltsbeendigung sei jedoch dessen ungeachtet nicht

als unverhältnismäßig zu erachten, weil diesem zu keiner Zeit ein Bleiberecht zukam und dieses Familienleben zu

einem Zeitpunkt begründet wurde, wo sein fremdenrechtlicher Aufenthaltsstatus ungewiss war, wobei er sich des

ungewissen Aufenthaltes bewusst sein musste. Zum Zeitpunkt der Asylantragstellung hatte er keine Beziehungen zu

Norwegen und diese sind erst später entstanden. Auch die Geburt des gemeinsamen Kindes stellt für sich alleine

keinen Grund für ein Bleiberecht dar. Zu bedenken ist auch, dass er den Großteil seines Lebens in Nigeria verbrachte.

Es sind im Verfahren auch keine unüberwindbaren Hindernisse hervorgekommen, die einem Familienleben in Nigeria

entgegen stünden. Zudem sollte es kein Problem sein die familiäre Beziehung auch durch zeitweise Besuche des BF

durch die Gattin und des Kindes in Nigeria aufrecht zu halten. Der EGMR stellte im Ergebnis ein überwiegendes

öLentliches Interesse an der Aufenthaltsbeendigung fest und erachtete die Ausweisung mit einem fünfjährigen

Einreiseverbot hier notwendig und nicht als unverhältnismäßig. Es lagen keine außergewöhnlichen Umstände vor, die

ein Bleiberecht zur Aufrechterhaltung des Familienlebens in Norwegen erforderlich machten.

 



3.3.8. Legt man die Judikatur des EGMR sowie des VwGH und des VfGH auf den vorliegenden Fall um, ergibt sich somit

jedenfalls ein überwiegendes öffentliches Interesse an der Aufenthaltsbeendigung der Beschwerdeführerin.

 

Dem öLentlichen Interesse an der Einhaltung der die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regelnden

Bestimmungen kommt nämlich im Interesse des Schutzes der öLentlichen Ordnung (Art 8 Abs 2 EMRK) ein hoher

Stellenwert zu (VfGH 29.9.2007, B 328/07, VwGH 16.01.2001, Zl. 2000/18/0251 uva.). Die öLentliche Ordnung, hier va.

das Interesse an einer geordneten Zuwanderung, erfordert es daher, dass Fremde, die nach Österreich einwandern

wollen, die dabei zu beachtenden Vorschriften einhalten. Die öLentliche Ordnung wird zB. schwerwiegend

beeinträchtigt, wenn einwanderungswillige Fremde, ohne das betreLende Verfahren abzuwarten, sich unerlaubt nach

Österreich begeben, um damit die österreichischen Behörden vor vollendete Tatsachen zu stellen. Die Ausweisung

kann in solchen Fällen trotz eines vielleicht damit verbundenen EingriLs in das Privatleben und Familienleben

erforderlich sein, um jenen Zustand herzustellen, der bestünde, wenn sich der Fremde gesetzestreu verhalten hätte

(VwGH 21.2.1996, 95/21/1256). Dies insbesondere auch deshalb, weil als allgemein anerkannter Rechtsgrundsatz grds.

gilt, dass aus einer unter Missachtung der Rechtsordnung geschaLenen Situation keine Vorteile gezogen werden

dürfen. (VwGH 11.12.2003, 2003/07/0007). Der VwGH hat weiters festgestellt, dass beharrliches illegales Verbleiben

eines Fremden nach rechtskräftigem Abschluss des Asylverfahrens bzw. ein länger dauernder illegaler Aufenthalt eine

gewichtige Gefährdung der öLentlichen Ordnung im Hinblick auf ein geordnetes Fremdenwesen darstellen würde, was

eine Ausweisung als dringend geboten erscheinen lässt (VwGH 31.10.2002, Zl. 2002/18/0190).

 

3.3.9. Es ergaben sich im Verfahren auch keine begründeten Hinweise auf die Notwendigkeit eines Aufschubs, weil

etwa die Durchführung der Ausweisung aus Gründen, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung von

Art 3 EMRK darstellen würde und diese nicht von Dauer wären (§ 10 Abs 3 AsylG 2005 idF VfGH 1.10.2007, G 179,

180/07-6). Zudem ist anzumerken, dass es dem Amtswissen entspricht, dass in Österreich vor jeder Flugabschiebung

eine Flugtauglichkeitsuntersuchung durch einen Amtsarzt obligatorisch ist (BMI-EE2300/0054-II/2/b/07), wodurch für

den Abschiebevorgang entsprechende und aus medizinischer Sicht notwendige Vorkehrungen getroLen werden

können.

 

Es war unter Berücksichtigung aller bekannten Umstände daher zu Recht eine Ausweisung zu verfügen, die

Entscheidung des BAA im Ergebnis zu bestätigen und die Beschwerde somit auch hinsichtlich Spruchpunkt III.

abzuweisen.

 

III. Gemäß § 41 Abs 7 AsylG 2005 kann eine mündliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der

Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei

ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Übrigen gilt § 67 d AVG.

 

Im gegenständlichen Fall konnte das Unterlassen der mündlichen Verhandlung auf die erste Fallvariante gestützt

werden. Der Sachverhalt konnte aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde als geklärt erachtet werden, da

dieser nach einem ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahren durch die belangte Behörde nach schlüssiger

Beweiswürdigung festgestellt und dieser in der Beschwerde auch nicht substantiiert entgegen getreten wurde. Weder

war der Sachverhalt ergänzungsbedürftig noch erschien er in entscheidenden Punkten als nicht richtig. Rechtlich

relevante und zulässige Neuerungen wurden nicht vorgetragen.

 

Wenn die Beschwerdeführerin ausführt, dass in Fällen, in welchen die Erstbehörde die Umglaubwürdigkeit des

Vorbringens feststellt, eine mündliche Verhandlung nur dann unterbleiben kann, wenn sich aus den bisherigen

Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht (also nur bei der zweiten

https://www.jusline.at/entscheidung/587
https://www.jusline.at/entscheidung/52814
https://www.jusline.at/entscheidung/72963
https://www.jusline.at/entscheidung/41192
https://www.jusline.at/entscheidung/45357
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/10
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/41


Fallvariante), so irrt sie, zumal in § 41 Abs 7 AsylG 2005 diesbezüglich nicht unterschieden wird. Der Sachverhalt kann

nämlich auch insofern geklärt sein, als sich aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde ergibt, dass keine

asylrelevante Verfolgung festgestellt werden kann.

Schlagworte

Ausweisung, bestehendes Familienleben, Glaubwürdigkeit, Intensität, Interessensabwägung, Lebensgemeinschaft,

Lebensgrundlage, non refoulement, staatlicher Schutz, Volksgruppenzugehörigkeit

Zuletzt aktualisiert am

20.04.2009

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at

 2025 JUSLINE

JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at

https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/41
http://www.asylgh.gv.at
file:///

	TE AsylGH Erkenntnis 2009/03/09 E9 404016-1/2009
	JUSLINE Entscheidung


